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	Verwaltungsgericht Aachen 

- Terminvorschau Mai 2021 - 

	
	Adalbertsteinweg 92
52070 Aachen
Tel.: 0241 / 9425-0
 Fax: 0241 / 9425-83260
Pressedezernent:
 Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht Dirk Hammer      (Tel.: 0241 / 9425-33261)
Vertreter:               Vizepräsident des Verwaltungsgerichts Markus Lehmler
 (Tel.: 0241 / 9425-33208)
                              Richterin Anna-Lena Beckfeld                                                   (Tel.: 0241 / 9425-33255)
                              Richter David Retzmann                                                            (Tel.: 0241 / 9425-33237)                                                                                               
                             


Die folgende Zusammenstellung enthält - vorbehaltlich weiterer Ladungen und mög​licher Terminsaufhebungen - eine Übersicht über ausgewählte öffentliche Verhandlungen des Verwaltungsgerichts Aachen, die im Monat Mai 2021 vorgesehen sind.
Es wird darauf hingewiesen, dass wegen der anhaltenden Corona-Pandemie derzeit die Zahl der Zuschauerplätze in den Sitzungssälen stark beschränkt ist. Die vorhandenen Plätze werden nach dem Prioritätsprinzip vergeben. 
Pressevertreter werden gebeten, sich bei einem Teilnahmewunsch vorher mit der Pressestelle in Verbindung zu setzen.

03.05.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012
Uhrzeit: 11.00 Uhr

7 K 1432/18
N. N. ./. Stadt Aachen 

 

Der Kläger wendet sich gegen seine Heranziehung zur Zahlung von Straßenreinigungsgebühren als sog. Hinterlieger. Er wendet u. a. ein, die der Heranziehung zugrunde liegende Satzung der Stadt Aachen sei nichtig.
04.05.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011
Uhrzeit: 9.00 Uhr

2 K 2472/19
N. N. ./. Städteregion Aachen
 

Die Klägerin ist Trägerin von Pflegeeinrichtungen. Mit ihrer Klage begehrt sie die Erteilung einer Bedarfsbestätigung für die Errichtung einer Pflegeeinrichtung in Alsdorf. Die Bedarfsbestätigung berechtigt die Bewohner der späteren Einrichtung, im Bedarfsfall Pflegewohngeld in Anspruch zu nehmen. Die Beklagte hat die Bedarfsbestätigung einer Konkurrentin erteilt. Diese ist zum Verfahren beigeladen.
04.05.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.011

Uhrzeit: 11.00 Uhr

Aktenzeichen: 2 K 3508/19 

Kreis Heinsberg ./. N. N.
 

Der Kläger begehrt als Träger der Sozialhilfe von der Beklagten, der Trägergesellschaft einer Pflegeeinrichtung, die Rückgewähr geleisteten Pflegewohngeldes. Anspruchsberechtigt für Pflegewohngeld sind die in § 14 Abs. 1 Satz 1 Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen (APG NRW) näher bezeichneten Personen (die Bewohner der Pflegeeinrichtung). Der Anspruch auf Pflegewohngeld besteht nur in Einrichtungen, die nicht von der Förderung ausgeschlossen sind. Die Beklagte schloss eine sogenannte Verzichtserklärung auf Pflegewohngeld mit einem anderen Kreis, sodass die Einrichtung nicht mehr förderungsfähig nach dem APG NRW war. Die Bewohner erhielten gleichwohl Pflegewohngeld. Die Bescheide der Bewohner wurden (teilweise) aufgehoben. Der Kläger begehrt im Rahmen eines öffentlich-rechtlichen Erstattungsanspruches die Rückforderung überzahlten Pflegewohngeldes unmittelbar von der Einrichtung.
06.05.2021
Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012
Uhrzeit: 10.30 Uhr
Aktenzeichen: 8 K 1159/19 

N. N. ./. Städteregion Aachen

Der Kläger ist türkischer Staatsangehöriger, der im Alter von fünf Jahren in das Bundesgebiet eingereist und zunächst im Wege des Familienasyls als Asylberechtigter anerkannt worden ist. Weil er wiederholt straffällig geworden ist, wurde die Asylanerkennung im Jahr 2016 widerrufen. Er wendet sich nunmehr im Klageweg gegen seine zwischenzeitlich verfügte Ausweisung. 
07.05.2021
Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012
Uhrzeit: 11.30 Uhr
Aktenzeichen: 5 K 651/20 

N. N. ./. Kreis Düren

Die Klägerin betreibt eine Internetplattform, die ihren Nutzern u. a. einen Routenplaner, ein Tourenverzeichnis und ein soziales Netzwerk für Outdoor-Aktivitäten zur Verfügung stellt. Mit der angefochtenen Ordnungsverfügung fordert der Beklagte die Klägerin auf, vier Routen, die fast vollständig durch Natur- oder Landschaftsschutzgebiete verlaufen, von ihrer Internetseite zu entfernen und zukünftig keine Routenvorschläge mehr auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen, die Streckenführungen enthalten, deren Befahren mit Fahrrädern durch Festsetzungen von Landschaftsplänen und Schutzgebietsverordnungen innerhalb des Kreises Düren untersagt ist. 
14.05.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.029

Uhrzeit: 10.00 Uhr

Aktenzeichen: 1 K 665/19 

N. N. ./. Land Nordrhein-Westfalen IF "" <> "" "
"  

 

Der Kläger ist Beamter bei der Landespolizei und begehrt die Zahlung einer Zulage wegen der Wahrnehmung eines höherwertigen Amtes. Im Streit steht, ob das wahrgenommene Amt tatsächlich höherwertig war und der Anspruch ggf. verjährt ist.

14.05.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.029

Uhrzeit: 11.15 Uhr

Aktenzeichen: 1 K 887/19 und 1 K 2120/20 

N. N. ./. Stadt Eschweiler IF "" <> "" "
"  

Die Kläger beider Verfahren machen gegenüber dem Jugendamt der Beklagten jeweils einen erhöhten Pflege- und Erziehungsaufwand für ein Kind geltend, das in ihrer Familie als Pflegekind lebt. Beide Kläger tragen vor, aufgrund der erheblichen gesundheitlichen Beeinträchtigungen des jeweiligen Kindes sei es erforderlich, dass dieses täglich mit dem Kfz zur Schule gebracht werde.

31.05.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012

Uhrzeit: 8.50 Uhr

Aktenzeichen: 7 K 2056/20 

N. N. ./. Stadt Zülpich IF "" <> "" "
"  

 

Die Klägerin wehrt sich gegen die Erhebung von Abwassergebühren. Sie beruft sich u. a. darauf, dass der der Heranziehung zugrunde liegende erhöhte Frischwasserverbrauch im Zusammenhang mit einem Wasserschaden stand und die Abwassergebühren angesichts dessen zu hoch angesetzt seien.
31.05.2021

Justizzentrum Aachen, Sitzungssaal A 2.012

Uhrzeit: 9.30 Uhr

Aktenzeichen: 7 K 4517/17, 7 K 1863/19 und 7 K 16/20
Stadt Hückelhoven ./. Land Nordrhein-Westfalen IF "" <> "" "
"  

 

Die Stadt Hückelhoven und das Land streiten um die Rechtmäßigkeit der Erhebung von Abwasserabgaben. Im Streit steht insbesondere die Erfüllung der Selbstüberwachungsverordnung hinsichtlich der turnusgemäßen Wartungen und Instandhaltungen des Abwassersystems sowie die Einhaltung der Frist für einen Antrag auf Abgabenbefreiung und die Anforderungen an die Behördenorganisation bei Nutzung eines Postfaches und/oder bei Umzug bzw. Änderungen der Behördenanschrift.
